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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 593/07
17 Sa 1789/06
Hessisches
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
21. Januar 2010

URTEIL

Galmann, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

Pp.

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der muindlichen
Verhandlung vom 21. Januar 2010 durch den Vorsitzenden Richter am Bun-

desarbeitsgericht Dr. Fischermeier, den Richter am Bundesarbeitsgericht
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Dr. Brihler, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Spelge sowie die ehrenamt-
lichen Richter Kapitza und Koch fiir Recht erkannt:
1. Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Hessi-

schen Landesarbeitsgerichts vom 19. Marz 2007
- 17 Sa 1789/06 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung des Klagers wird das Urteil des Ar-
beitsgerichts Frankfurt am Main vom 23. Mai 2006
- 16/12 Ca 9498/05 - abgeandert:

Der Beklagte wird verurteilt, an den Klager
13.142,67 Euro zuziglich Zinsen in H6he von 6 % p.a.
seit dem 1. Januar 2003 zu zahlen.

3. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tra-
gen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten tUber die Verpflichtung des Beklagten zur Rick-
erstattung eines ihm zur Finanzierung einer Mitarbeiterbeteiligung gewéhrten

Darlehens.

Der Klager ist Insolvenzverwalter in dem am 17. Dezember 2003 tber
das Vermégen der Aero Lloyd Flugreisen GmbH & Co. Luftverkehrs-KG
(Schuldnerin) eréffneten Insolvenzverfahren. Der Beklagte war bis zum
31. Marz 2004 Arbeitnehmer der Schuldnerin. Diese befand sich in den Jahren
1997/1998 in einer schwierigen wirtschaftlichen Lage. In dieser Situation wollte
sich die B Landesbank bei der Schuldnerin als Gesellschafterin beteiligen,
machte dies jedoch von einem Gehaltsverzicht der Mitarbeiter in H6he von
10 % abhangig. Eine im Mai 1998 geschlossene Tarifvereinbarung regelte
einen entsprechenden Gehaltsverzicht sowie den grundsatzlichen Ausschluss
betriebsbedingter Beendigungskiindigungen bis zum 31. Dezember 2004. Zur
Kompensation der Gehaltskiirzung wurde eine Mitarbeiterbeteiligung eingefihrt.
Die Arbeitnehmer sollten die Mdoglichkeit erhalten, Gesellschafter einer Be-
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teiligungsgesellschaft zu werden, die stille Gesellschafterin der Schuldnerin sein
sollte. Arbeitnehmer, denen das Kapital fur die Beteiligung fehlte, konnten zu
deren Finanzierung ein von der Schuldnerin gewéahrtes Darlehen in Anspruch
nehmen, das von der B Landesbank refinanziert wurde. Die Konditionen der
Ausreichung und der Ruckfihrung eines solchen Darlehens ergeben sich aus
einem Vertragswerk dreier ineinandergreifender Vereinbarungen, namlich dem
Gesellschaftsvertrag vom 14. Dezember 1998, mit dem sich die zur Beteiligung
bereiten Arbeithehmer zu einer Gesellschaft birgerlichen Rechts zusammen-
schlossen, ferner dem ,Vertrag Uber die Errichtung einer typisch stillen Gesell-
schaft® mit Wirkung zum 1. Januar 1999 (Beteiligungsvertrag) und den mit den
einzelnen Arbeitnehmern geschlossenen Darlehensvertrdgen. Dieses Ver-
tragswerk ist in einer 14-seitigen Informationsschrift der Schuldnerin aus dem

November 1998 dargestellt.

Zum Insolvenzrisiko ist in der Informationsschrift unter der Uberschrift
,Risiken® ua. ausgefuhrt:
»3.1 Insolvenzrisiko

Im Falle des Konkurses verliert der Stille Ge-
sellschafter seine Einlage. Damit wird auch die
Beteiligung an der GbR wertlos, bis auf eine
eventuelle Restquote aus der Konkursmasse, an
der der Stille Gesellschafter als nicht
bevorrechtigter Glaubiger teilnimmt. Der Mitarbeiter
verliert also das eingezahlte Kapital im Falle eines
Konkurses ganz oder gréftenteils.

Hat er seine Anteile Uber ein Darlehen der AERO
LLOYD finanziert, so wird der Konkursverwalter
trotz des Verlustes der Einlage jedoch die Rick-
zahlung des Darlehens in voller Hohe des aus-
stehenden Betrages einfordern. Das Insolvenz-
risiko kann nicht ausgeschlossen werden, und flr
die Folgen ist auch keine Garantie erhaltlich.

Die Entscheidung, ob er dieses Risiko eingehen
will, liegt bei jedem Mitarbeiter, der dies im Hinblick
auf seine Vermégenslage und seine Einkommens-
verhéltnisse bedenken muf3.”

Der Informationsschrift war der Zeichnungsschein zur Ubernahme einer

Einlage in der Mitarbeiterbeteiligungsgesellschaft beigefiigt. Mit seiner Unter-
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schrift bestatigte der Mitarbeiter, dass ihm der Inhalt der Informationsschrift
bekannt sei. Weiter waren der Gesellschafts-, Beteiligungs- und Darlehensver-
trag beigefugt. Diese insgesamt 44 Seiten umfassenden Unterlagen waren

durch Leimbindung fest verbunden.

Die Vertragsbeziehungen der Gesellschafter der ,A M B Gesellschaft
birgerlichen Rechts mit beschrankter Haftung® (AMB) untereinander be-
stimmten sich nach dem Gesellschaftsvertrag. Zweck der Gesellschaft war die
Beteiligung als typische stille Gesellschafterin an der Schuldnerin, die in dem
Vertrag als ,A KG* bezeichnet wird. Gesellschafter konnten nur Mitarbeiter der
Schuldnerin sein. Die Gesellschaft konnte frihestens zum 31. Dezember 2008
gekindigt werden. Geschéftsjahr war das Kalenderjahr. Fir den Fall des
Ausscheidens eines Arbeithehmers aus dem Arbeitsverhaltnis mit der
Schuldnerin war bestimmt:

89

Dauer der Gesellschaft, Kiindigung

4. Scheidet ein Gesellschafter als Mitarbeiter der A KG
aus, so fihrt dies zum automatischen Ausscheiden
des Mitarbeiters aus der Gesellschaft zum Ende des
dann laufenden Geschéftsjahres. Die stille Einlage
der Gesellschaft bei der A KG wird um die Einlage
des ausscheidenden Gesellschafters vermindert.

Hatte der Mitarbeiter seine Einlage Uber ein Darlehen finanziert, wurde
bei seinem Ausscheiden aus der Gesellschaft seine Einlage mit dem Darlehen
verrechnet (§ 11 Ziff. 1 Buchst. a Gesellschaftsvertrag).

Aufgrund des zwischen der AMB und der Schuldnerin geschlossenen
Beteiligungsvertrags beteiligte sich die AMB mit Wirkung zum 1. Januar 1999
an der Schuldnerin als typische stille Gesellschafterin. Der Vertrag war grund-
satzlich erstmals zum 31. Dezember 2008 kindbar. Geschaftsjahr war auch

hier das Kalenderjahr.

Die AMB war an den Verlusten der Schuldnerin nicht beteiligt (§ 7 Ziff. 6
Beteiligungsvertrag). Bei Beendigung der stillen Gesellschaft sollte der AMB ihr
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Guthaben zum Ende des Geschéftsjahres unter Verrechnung mit den noch
offenen Darlehen ihrer Gesellschafter, dh. der Mitarbeiter der Schuldnerin,
ausgezahlt werden (§ 12 Ziff. 1 Beteiligungsvertrag). Schied ein Arbeithehmer
aus dem Arbeitsverhaltnis mit der Schuldnerin und deshalb aus der AMB aus
(§ 9 Ziff. 4 Gesellschaftsvertrag), wurde dessen anteilige Einlage der AMB unter
Verrechnung mit dem noch offenen Darlehensbetrag dieses Mitarbeiters zu-
rickgezahlt (§ 12 Ziff. 3 Beteiligungsvertrag). Fur den Fall des Konkurses eines
der Gesellschafter war jedem Gesellschafter ab Beginn des dritten Monats nach
Eréffnung des Konkursverfahrens ein Kindigungsrecht aus wichtigem Grund

eingeraumt (§ 10 Ziff. 3 Buchst. a Beteiligungsvertrag).

Alle 127 Arbeitnehmer der Schuldnerin, die wie der Beklagte ihre Ein-
lage an der AMB (ber ein Darlehen der Schuldnerin finanzierten, schlossen mit
der Schuldnerin einen - abgesehen von der Darlehenshéhe, die beim Dar-
lehensvertrag mit dem Beklagten 30.000,00 DM (15.338,76 Euro) betrug -
einheitlichen Darlehensvertrag. Die Schuldnerin wird auch in diesem Vertrag als
A KG* bezeichnet. Das Darlehen diente ausschlie3lich zur Finanzierung der
Beteiligung als Gesellschafter an der AMB. Der Darlehensbetrag wurde nicht
den Arbeitnehmern als Darlehensnehmern, sondern einem Treuhander aus-
bezahlt, der den Betrag als Kapitaleinlage des Darlehensnehmers bei der AMB
einzuzahlen hatte. Das Darlehen sollte bis zum 31. Dezember 2008 laufen und
konnte von der Schuldnerin nicht vorzeitig gekiindigt werden. Es war mit 6,0 %
p.a. zu verzinsen. Fur den Fall des Ausscheidens des Darlehensnehmers aus
dem Arbeitsverhaltnis mit der Schuldnerin vor dem 31. Dezember 2008 be-
stimmte der Darlehensvertrag:

83
Laufzeit, Kiindigung

2. Scheidet der Darlehensnehmer vor diesem Datum
als Arbeitnehmer aus der A KG aus, ist das Darlehen
zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus der AMB zur
Ruckzahlung fallig. Es wird mit der Auszahlung aus
dem Guthaben des Darlehensnehmers bei der AMB
verrechnet. Dies gilt entsprechend fir den Fall des
Todes des Mitarbeiters.”
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§ 5 Darlehensvertrag regelte die Riickzahlung des Darlehens:

!1§ 5
Riickzahlung

1. Das Darlehen ist spatestens bei Beendigung der
stillen Gesellschaft zwischen der A KG und der AMB
zur Rickzahlung fallig. In diesem Fall wird das
Darlehen durch Verrechnung mit der Kapitaleinlage
des Darlehensnehmers bei der AMB vollstandig
getilgt. ...

Ein besonderes Kindigungsrecht hatten die Vertragsparteien in §6
vereinbart:
.§ 6
Besonderes Kiindigungsrecht

Der Darlehensvertrag kann von jedem Vertragspartner
jederzeit ohne Einhaltung einer Frist aus wichtigem Grund
gekiindigt werden. Als wichtige Grunde gelten ins-
besondere:

- neben der Eréffnung des Konkursverfahrens auch
die Eréffnung des Vergleichsverfahrens Uber das
Vermoégen des Darlehensgebers,

- neben der Eréffnung des Konkursverfahrens auch
die Erdéffnung des Vergleichsverfahrens Uber das
Vermoégen des Darlehensnehmers,

soweit diese MalRnahmen nicht spatestens nach zwei
Monaten wieder aufgehoben worden sind. ...*

Im Februar 2005 kiindigte der Klager das Darlehen und verlangte des-
sen Rickzahlung in der zum Zeitpunkt der Insolvenzeréffnung noch be-
stehenden Héhe von 13.142,67 Euro.

Der Klager ist der Ansicht, der Beklagte sei zur Riuckerstattung des Dar-
lehens verpflichtet, soweit dieses nicht getilgt sei. Er hat zunachst die Auf-
fassung vertreten, mit der Eréffnung des Insolvenzverfahrens und der dadurch
bewirkten Beendigung der stillen Gesellschaft zwischen der Schuldnerin und
der AMB sei das Darlehen nach §5 Ziff. 1 Satz 1 Darlehensvertrag am

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

10

11

12

13

1ZINYPsa8 HUIN I BLY §§ YORU YUBQUI)R(] S[e PUIS SUN[WIWILSS[12)1() J9P 319 ], YINY SIDMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-7 - 6 AZR 593/07

17. Dezember 2003 zur Rickzahlung fallig geworden. Zuletzt hat er gemeint,
sein Anspruch auf Rickerstattung des Darlehens sei erst mit dem Ausscheiden
des Beklagten aus der AMB mit Ablauf des 31. Dezember 2004 entstanden und
fallig geworden. Der Klager ist der Auffassung, die Verrechnungsvereinbarung
in § 5 Ziff. 1 Satz 2 Darlehensvertrag gelte nicht fur den Fall der Insolvenz. Das
ergebe sich insbesondere aus dem Hinweis in der dem Beklagten zugesandten
Informationsschrift. Im Ubrigen stehe einer Verrechnung das Aufrechnungs-
verbot des § 95 Abs. 1 Satz 3 InsO entgegen.

Der Klager hat beantragt:

Der Beklagte wird verurteilt, an den Klager 13.142,67 Euro
zuzlglich Zinsen in H6he von 6 % p.a. seit dem 1. Januar
2003 zu zahlen.

Der Beklagte hat zu seinem Klageabweisungsantrag die Ansicht ver-
treten, das Darlehen sei aufgrund der getroffenen Vereinbarungen ungeachtet
der Insolvenz der Schuldnerin mit seiner Einlage bei der AMB zu verrechnen.
Insolvenzrechtliche Aufrechnungsverbote stiinden dem nicht entgegen. Die
Informationsschrift sei nicht Bestandteil des Darlehensvertrags geworden.
Jedenfalls sei er durch diese Uber das mit der Aufnahme des Darlehens ver-
bundene Risiko nicht hinreichend aufgeklart worden. Der Hinweis in Ziff. 3.1
Informationsschrift sei in der Fllle des Ubermittelten Materials untergegangen.
Ihm sei der Eindruck vermittelt worden, es handele sich um ein ausschliel3lich
vorteilhaftes Geschéft. Im Ubrigen sei der Anspruch des Klagers nach § 24
Abs. 1 Manteltarifvertrag Nr. 6 fir das Bodenpersonal der Schuldnerin (MTV
Nr. 6) vom 12. Mai 1998 verfallen. Der Klager habe seinen Anspruch auf Rick-
zahlung des Darlehens nicht innerhalb von drei Monaten nach der Beendigung
des Arbeitsverhaltnisses schriftlich geltend gemacht.

Der Beklagte hat hilfsweise mit seinem Anspruch auf Riickzahlung sei-
ner Einlage bei der AMB und einem Anspruch auf eine Abfindung ,gemaR
Regelabfindung“ aufgerechnet. Darliber hinaus hat der Beklagte hilfsweise die
Aufrechnung erklart mit seinem Anspruch auf den Unterschiedsbetrag zwischen

dem ihm fur die Monate April bis Dezember 2004 gezahlten Arbeitslosengeld
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und dem ihm fir diese neun Monate aufgrund der Beschaftigungsgarantie
zustehenden Nettogehalt. Diese Anspriiche hat er unter Anrechnung einer am
15. Oktober 2004 erfolgten Teilzahlung mit 9.517,27 Euro beziffert. Schlielich
hat der Beklagte hilfsweise mit einem Anspruch auf Zahlung eines um
9.990,83 Euro héheren Entgelts fir die Jahre 1998 bis 2003 aufgerechnet mit
der Begriindung, mit der Insolvenzeréffnung Uber das Vermégen der Schuldne-
rin sei die Geschéaftsgrundlage des tariflich vereinbarten Gehaltsverzichts

entfallen.

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Mit seiner vom Lan-
desarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Klager seinen Darlehens-

rickzahlungsanspruch weiter.

Entscheidungsgriinde

Die Revision des Klagers ist begriindet. Der Beklagte hat das ihm zur
Finanzierung der Mitarbeiterbeteiligung gewahrte Darlehen in der noch offenen,
rechnerisch unstreitigen Héhe von 13.142,67 Euro zurlickzahlen (§ 488 Abs. 1
Satz 2 BGB). Dieser Anspruch ist weder durch Verrechnung oder Aufrechnung
erloschen, noch aufgrund der Ausschlussfrist in § 24 Abs. 1 MTV Nr. 6 ver-
fallen. SchlieBlich kann der Beklagte dem Rickzahlungsanspruch des Klagers
auch nicht mit Erfolg einen Anspruch auf Befreiung von der eingegangenen
Darlehensverpflichtung wegen Verletzung von Aufklarungspflichten im Zu-

sammenhang mit der Gewahrung des Darlehens entgegenhalten.

l. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts ist der Ruck-

erstattungsanspruch des Klagers nicht durch Verrechnung erloschen.

1. Die Vertragsfreiheit gestattet Vereinbarungen zwischen mehreren
Glaubigern und Schuldnern, dass ihre wechselseitigen Forderungen durch
Verrechnung getilgt werden. Die Voraussetzungen der Aufrechnung, ins-
besondere die Gegenseitigkeit der zu verrechnenden Forderungen (§ 387

BGB), miussen dann nicht vorliegen, wenn der Schuldner einer Geldforderung,
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der gleichzeitig Glaubiger einer gegen einen Dritten gerichteten Geldforderung
ist, wirksam mit dem Glaubiger und dem Dritten vereinbart, dass die
Forderungen durch Verrechnung erléschen. Sind die Personen, die berechtigt
sind, Uber die zu tilgenden Forderungen zu verfigen, mit der Verrechnung
einverstanden, schafft dieses Einverstandnis die rechtliche Grundlage fir das
Erléschen der zu verrechnenden Forderungen, auch wenn die Voraus-
setzungen des § 387 BGB nicht vorliegen (BGH 27. Mé&rz 1985 - VIIl ZR 5/84 -
BGHZ 94, 132).

2. Dabei ist zu differenzieren zwischen Vertragsgestaltungen, aufgrund
derer die bestehenden und/oder kinftig entstehenden Forderungen ohne
Weiteres, dh. ohne gesonderte Aufrechnungserklarung, mit ihrer Entstehung
erléschen, und solchen, bei denen die Aufrechnungswirkung noch nicht un-
mittelbar erreicht wird, sondern erst eine gesonderte Erklarung des Be-
rechtigten die Tilgungswirkung nach sich zieht. In der ersten Konstellation kann
man plakativ von einer ,Aufrechnung durch Vertrag®, in der zweiten von einem
,vertrag Uber die Aufrechnung® sprechen (zu dieser Terminologie ausfiihrlich
Klaus-Peter Berger Der Aufrechnungsvertrag S. 17 ff.; der BFH 11. Dezember
1984 - VIIIR 263/82 - BFHE 143, 1 spricht von einem ,verfiigenden“ bzw.
einem ,obligatorischen” Aufrechnungsvertrag; BAG 17. Februar 2009 - 9 AZR
676/07 - Rn. 23, EzA BGB 2002 § 394 Nr. 2 und Mikosch AR-Blattei SD 270
Rn. 220 verwenden nur fiir die erstgenannte Gestaltung die Bezeichnung
LAufrechnungsvertrag®).

3. Der Beteiligungs- und der Gesellschaftsvertrag enthalten jeweils Ver-
einbarungen, die die in § 5 Ziff. 1 Satz 2 Darlehensvertrag vorgesehene Ver-
rechnung des Darlehensriickzahlungsanspruchs der Schuldnerin mit der Kapi-
taleinlage des Beklagten bei der AMB trotz fehlender Gegenseitigkeit dieser
Anspriche ermdglichen. Die AMB hat in § 12 Ziff. 1 Buchst. a Beteiligungsver-
trag der Verrechnung ihres Guthabens auf dem Einlagekonto mit den gegen
ihre Gesellschafter gerichteten Darlehensriickzahlungsanspriichen der Schuld-
nerin zugestimmt. Die Gesellschafter der AMB haben sich in § 11 Ziff. 1
Buchst. a Gesellschaftsvertrag mit der Verrechnung ihres Guthabens auf dem
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Kapitaleinlagekonto mit eventuell zum Ende des Geschéftsjahres noch be-
stehenden Darlehensriickzahlungsanspriichen der Schuldnerin einverstanden
erklart. Die jeweiligen Glaubiger haben damit die fur die Durchfihrung der
Verrechnungsregelung in § 5 Ziff. 1 Satz 2 Darlehensvertrag erforderlichen
Zustimmungen vor Falligkeit des Darlehensriickzahlungsanspruchs erteilt. Sie
haben damit keinen ,Vertrag Uber die Aufrechnung“ geschlossen, sondern eine
»2Aufrechnung durch Vertrag“ in Form einer antizipierten Verrechnungsverein-

barung vorgenommen.

a) Dies folgt schon daraus, dass die Vereinbarungen nur einzelne, genau
bezeichnete wechselseitige Forderungen betrafen (vgl. BFH 11. Dezember
1984 - VIIIR 263/82 - BFHE 143, 1), namlich den Darlehensrickzahlungs-
anspruch der Schuldnerin, die Kapitaleinlage des Arbeitnehmers bei der AMB

und deren Guthaben bei der Schuldnerin.

b) Entscheidend kommt hinzu, dass - im Unterschied zu Konzernver-
rechnungsklauseln - die Verrechnung nicht nur vorbehalten blieb, sondern in
§ 5 Ziff. 1 Satz 2 Darlehensvertrag mit der Formulierung ,In diesem Fall wird
das Darlehen durch Verrechnung ... getilgt* definitiv vereinbart worden ist. Dem
entsprechen die Verrechnungsvereinbarungen in § 11 Ziff. 1 Buchst. a Gesell-
schaftsvertrag und in § 12 Ziff. 1 Buchst. a Beteiligungsvertrag.

C) Eine antizipierte Verrechnungsvereinbarung lag auch im Interesse der
Beteiligten. Bei Darlehensfinanzierung der Einlage bei der AMB sollten die
Arbeitnehmer das Darlehen mdglichst nicht aus ihrem eigenem Vermdgen
tilgen missen. Jedes wirtschaftliche Risiko der Arbeitnehmer mit Ausnahme
des Insolvenzrisikos sollte ausgeschlossen sein (Senat 19. Mérz 2009 - 6 AZR
557/07 - Rn. 29 f., AP BGB § 611 Arbeitgeberdarlehen Nr. 1 = EzA BGB 2002
§ 305¢c Nr. 17). Der Schuldnerin sollte deshalb bei Beendigung der stillen
Gesellschaft nicht die Entscheidung darliber vorbehalten bleiben, ob sie von
einer Aufrechnungsbefugnis Gebrauch machen und die Aufrechnungswirkung,
die Tilgung des Darlehens durch Verrechnung mit der Kapitaleinlage des
Arbeitnehmers bei der AMB, herbeifiihren wollte. Die Aufrechnung sollte sich

vielmehr im Interesse der Arbeitnehmer unmittelbar und automatisch mit Ent-
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stehung der Forderungen vollziehen, bei zeitichem Auseinanderfall dieser
Forderungen mit dem zeitlich spater entstehenden Recht (vgl. Klaus-Peter
Berger Der Aufrechnungsvertrag S. 174, 152; vgl. BAG 14. Dezember 1966
-5 AZR 168/66 - AP BGB § 138 Nr. 26, wonach die Abrede, ein Arbeitgeberdar-
lehen durch Verrechnung mit dem Lohn zu tilgen, einen vorweggenommenen

Aufrechnungsvertrag darstellt).

4. Die antizipierte Verrechnungsvereinbarung wurde allerdings nicht fir

den Fall der Insolvenzeréffnung Giber das Vermégen der Schuldnerin getroffen.

a) Dafir ist maRgebend, dass ohne das Einverstandnis der AMB die
Schuldnerin und der Beklagte im Darlehensvertrag nicht wirksam vereinbaren
konnten, dass auch im Falle der Eréffnung des Insolvenzverfahrens Uber das
Vermdégen der Schuldnerin deren Darlehensriickzahlungsanspruch gegeniiber
dem Beklagten mit seinem Anspruch auf Riickzahlung der geleisteten Einlage

verrechnet wird.

b) Dieses Einverstandnis der AMB lag nicht vor. Fur den Fall der Er-
6ffnung des Insolvenzverfahrens Uber das Vermégen der Schuldnerin war
vielmehr die Verrechnung des Darlehensriickzahlungsanspruchs der
Schuldnerin ausgeschlossen. Der Beklagte hat in dem von ihm unterschrieben
Zeichnungsschein ua. gegenuber der AMB erklart, dass ihm die Informations-
schrift zur Beteiligung an der Gesellschaft sowie der Entwurf des Gesellschafts-
vertrags der AMB nebst Anlagen (Entwurf des Vertrags Uber die Stille Einlage
sowie Entwurf des Treuhandvertrags) ausgehandigt wurden, ihm deren Inhalt
bekannt ist und dass er mit den Bestimmungen dieser Vertrage einverstanden
ist. In Ziff. 3.1 Informationsschrift hat die Schuldnerin unter der fettgedruckten
und damit vom Schriftbild her deutlich hervorgehobenen Uberschrift ,Insolvenz-
risiko“ zunachst darauf hingewiesen, dass im Falle des Konkurses die Be-
teiligung an der AMB wertlos werden kann, der Mitarbeiter also das eingezahlte
Kapital ganz oder groRtenteils verliert. Dieses Risiko fur den Mitarbeiter hat die
Schuldnerin noch durch die Hinweise verdeutlicht, wonach im Falle der
Finanzierung der Anteile durch ein Darlehen der Konkursverwalter trotz des
Verlustes der Einlage die Ruckzahlung des Darlehens in voller Héhe des
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ausstehenden Betrags einfordern kénne, das Insolvenzrisiko nicht aus-
geschlossen werden kénne und fiir die Folgen keine Garantie erhaltlich sei.

C) Diese klare Beschreibung des Insolvenzrisikos, insbesondere der
ausdrickliche Hinweis auf den Darlehensriickzahlungsanspruch des Konkurs-
verwalters, schlieft ein Verstandnis aus, dass aufgrund der von der
Schuldnerin, der AMB und dem Beklagten getroffenen Vereinbarungen der
Darlehensriickzahlungsanspruch auch im Falle der Eréffnung des Insolvenzver-
fahrens lUber das Vermégen der Schuldnerin aufgrund antizipierter Verrechnung

erléschen sollte.

5. Selbst wenn die Schuldnerin, die AMB und der Beklagte die vom
Landesarbeitsgericht angenommene antizipierte Verrechnungsvereinbarung
auch fur den Fall der Eréffnung des Insolvenzverfahrens tber das Vermégen
der Schuldnerin getroffen hatten, wéare diese Vereinbarung insoweit nicht

wirksam.

a) Mit der Eréffnung des Insolvenzverfahrens Uber das Vermdgen der
Schuldnerin am 17. Dezember 2003 ist die antizipierte Verrechnungsverein-
barung unwirksam geworden, soweit der an diesem Tag noch nicht fallige
Anspruch des Beklagten auf Riickzahlung seiner Einlage bei der AMB und der
an diesem Tag ebenfalls noch nicht fallige Anspruch der AMB auf anteilige
Rickzahlung ihrer Einlage bei der Schuldnerin mit dem Darlehensriick-
zahlungsanspruch des Klagers verrechnet werden sollten. Die erforderliche
luckenlose Kette antizipierter Verrechnungsvereinbarungen als Voraussetzung
fur die in §5 Ziff. 1 Satz2 Darlehensvertrag vorgesehene Verrechnung ist

durch die Eréffnung des Insolvenzverfahrens durchbrochen worden.

b) Mit dem Sinn und Zweck des Insolvenzverfahrens, eine gemeinschaft-
liche Befriedigung der Insolvenzglaubiger herbeizufiihren, ist das Fortbestehen
antizipierter Verrechnungsvereinbarungen in der Insolvenz unvereinbar (vgl. fiir
das Kontokorrentverhéltnis in der KO BGH 4. Mai 1979 -1ZR 127/77 -
BGHZ 74, 253; fir die InsO: Kayser in HK/InsO 5. Aufl. §94 Rn. 59;
MiinchKomminso/Brandes 2. Aufl. Bd. 1 § 94 Rn. 37). Die Verrechnung bleibt
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nur hinsichtlich der bis zur Eréffnung des Insolvenzverfahrens falligen
Forderungen wirksam (vgl. Kayser in HK/InsO aaO). Der zur Masse zu
ziehende Darlehensriickzahlungsanspruch ist entgegen der vom Klager zuletzt
vertretenen Ansicht nicht erst mit Ablauf des 31. Dezember 2004, sondern
bereits am 17. Dezember 2003 mit der Eréffnung des Insolvenzverfahrens fallig
geworden (Senat 19. Mérz 2009 - 6 AZR 557/07 - Rn. 37, AP BGB § 611
Arbeitgeberdarlehen Nr. 1 = EzA BGB 2002 § 305c Nr. 17). Nach dem Wortlaut
des § 5 Ziff. 1 Satz 1 Darlehensvertrag ist das Darlehen bei Beendigung der
stillen Gesellschaft unabhéngig von den Griinden zur Rickzahlung fallig, die
zur Beendigung der stillen Gesellschaft gefuhrt haben. Einschrankungen der
Art, dass in bestimmten Fallen trotz der Beendigung der stillen Gesellschaft das
Darlehen nicht zur Riickzahlung fallig ist, enthalt die Bestimmung nicht. Solche
ergeben sich auch nicht aus anderen Vorschriften des Darlehensvertrags. Der
Auseinandersetzungsanspruch des Beklagten entstand dagegen erst zeitlich
nach dem Darlehensriickzahlungsanspruch. Zwar war die stille Gesellschaft
bereits mit der Insolvenzeréffnung aufgeldst (§ 728 Abs. 2 Satz 1 BGB), nach
den getroffenen vertraglichen Vereinbarungen erfolgte die Rickzahlung des
verbleibenden Guthabens der AMB als stille Gesellschafterin auch bei Be-
endigung der Gesellschaft jedoch erst zum Ende des Geschaftsjahres (§ 12
Ziff. 1 Buchst. a Beteiligungsvertrag). Das Abfindungsguthaben des Beklagten
als Gesellschafter wurde erst zum Ende des Geschéftsjahres fallig, in dem er
bei der Schuldnerin ausschied (§ 11 Ziff. 1 Buchst. a Gesellschaftsvertrag), und
damit erst am 31. Dezember 2004.

C) Allerdings ist nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs der
Rechtsgrund fir den Anspruch des Gesellschafters auf Zahlung des Aus-
einandersetzungsguthabens bereits mit Wirksamwerden des Gesellschaftsver-
trags gelegt und verschafft diesem eine Erwerbsaussicht, die ohne sein
weiteres Zutun zu einem vollwertigen Anspruch erstarkt (BGH 29. Juni 2004
-IXZR 147/03 - BGHZ 160, 1). Ist dieser Anspruch bei Insolvenzeréffnung
noch nicht entstanden, ist er wie eine betagte oder bedingte Forderung zu
behandeln. Die Aufrechnung mit einer bedingten oder betagten Forderung ist

dem Insolvenzglaubiger nach § 95 Abs. 1 Satz 3 InsO nicht gestattet, wenn die
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gegen ihn gerichtete Forderung fallig wird, bevor die Aufrechnungslage eintritt.
Nach dieser Vorschrift ist die Aufrechnung ausgeschlossen, wenn die Forde-
rung, gegen die aufgerechnet werden soll, unbedingt und fallig wird, bevor die
Aufrechnung erfolgen kann. Diese Voraussetzung ist erfullt. Anders als im Fall,
der der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 14. Dezember 2006
(- IXZR 194/05 - BGHZ 170, 206) zugrunde lag, geht es hier nicht um die
Verrechnung unselbstandiger Rechnungsposten im Wege der Konten-
angleichung, die von der Vorschrift des § 95 InsO nicht erfasst wird, sondern
um die Verrechnung selbstandiger Forderungen. Der Anspruch des Klagers auf
Ruckzahlung des Darlehens ist nach § 5 Ziff. 1 Satz 1 Darlehensvertrag mit der
Beendigung der stillen Gesellschaft und damit mit der Eréffnung des Insolvenz-
verfahrens Uber das Vermdégen der Schuldnerin am 17. Dezember 2003 fallig
geworden. Der Anspruch der AMB auf Riickzahlung ihrer Einlage ist gemaf
§ 12 Ziff. 1 Buchst. a Beteiligungsvertrag erst zum Ende des Geschéftsjahres
und damit erst am 31. Dezember 2003 fallig geworden (§ 2 Ziff. 2 Beteiligungs-
vertrag). Da der Beklagte mit Ablauf des 31. Marz 2004 bei der Schuldnerin
ausgeschieden ist, war auch sein Anspruch gegen die AMB auf Zahlung seines
Abfindungsguthabens am 17. Dezember 2003 noch nicht fallig (§ 9 Ziff. 4, § 11
Ziff. 1 Buchst. a Gesellschaftsvertrag). In dem Ausschluss der Aufrechnung in
§ 95 Abs. 1 Satz 3 InsO kommt das Verbot der Falligstellung nicht falliger
Forderungen des Insolvenzglaubigers zum Ausdruck. Dieser Wertung wirde es
zuwiderlaufen, wenn der in § 95 Abs. 1 Satz 3 InsO angeordnete Ausschluss
der Aufrechnung durch antizipierte Verrechnungsvereinbarungen umgangen

werden dirfte.

d) Die Erwagung des Landesarbeitsgerichts tragt nicht, wonach der
Beklagte gegeniber dem Darlehensriickzahlungsanspruch des Klagers mit
seinem Anspruch auf Einlagenriickerstattung hatte aufrechnen kénnen, wenn er
selbst stiller Gesellschafter der Schuldnerin geworden ware. Fur die Mit-
arbeiterbeteiligung ist als vertragliche Konstruktion ein zweigliedriges stilles
Gesellschaftsverhaltnis mit einem mehrgliedrigen Innenverhéltnis zwischen der
AMB und ihren Gesellschaftern gewahlt worden. Das schloss ein unmittelbares

Auseinandersetzungsguthaben des Beklagten bei der Schuldnerin aus. Zwar
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hat der Bundesgerichtshof (21. Mérz 1983 - Il ZR 139/82 - ZIP 1983, 561) zur
Rechtslage vor dem Inkrafttreten der InsO am 1. Januar 1999 angenommen,
dass der typisch stille Gesellschafter einer GmbH in deren Konkurs gegeniiber
einer gegen ihn bestehenden Forderung der GmbH mit seinem Anspruch auf
Rickzahlung der erbrachten Einlage aufrechnen kann, soweit nicht wegen
besonderer Umstande die Einlage der Haftungsmasse zuzurechnen ist. Dieser
Entscheidung lag jedoch ein anderer Sachverhalt zugrunde. Anders als in
jenem Fall war der Beklagte nicht selbst typisch stiller Gesellschafter der

Schuldnerin.

Il. Entgegen der Auffassung des Beklagten ist der Anspruch nicht nach
§24 Abs. 1 MTV Nr. 6 erloschen. Diese Vorschrift hat den Rickzahlungs-

anspruch des Klagers nicht erfasst.

1. Nach §24 Abs.1 Satz1 MTV Nr. 6 erléschen tarifvertragliche An-
spruche von oder gegen ausgeschiedene Arbeitnehmer/innen drei Monate nach
Beendigung des Arbeitsverhaltnisses, sofern sie nicht vorher schriftlich geltend
gemacht worden sind. Gemall § 24 Abs. 1 Satz2 MTV Nr. 6 erléschen An-
spriche aus dem Tarifvertrag wahrend des Beschaftigungsverhaltnisses, wenn
sie nicht méglichst umgehend, spatestens aber sechs Monate nach Falligkeit
schriftlich geltend gemacht worden sind. Mit den Formulierungen ,tarifvertrag-
liche Anspriche* und ,Anspriiche aus dem Tarifvertrag“ haben die Tarifver-
tragsparteien die Ausschlussfristen nicht auf alle zwischen den Arbeitsvertrags-
parteien bestehenden Anspriiche erstreckt, sondern nur auf tarifvertraglich
geregelte Anspriiche. Beruht ein Anspruch allein auf einem Gesetz oder einer
vertraglichen Abrede der Arbeitsvertragsparteien, unterféllt er damit nicht den
Ausschlussfristen des § 24 Abs. 1 MTV Nr. 6. Hatten die Tarifvertragsparteien
des MTV Nr. 6 alle Anspriche der Arbeitsvertragsparteien den Ausschluss-
fristen unterwerfen wollen, héatten sie fiur deren Reichweite nicht auf die
Regelung des Anspruchs in einem Tarifvertrag abstellen dirfen. Sie hatten im
Wortlaut der tarifichen Regelung zum Ausdruck bringen missen, dass alle
Anspriche aus dem Arbeitsverhaltnis von den Ausschlussfristen erfasst werden

sollen.
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2. Die Schuldnerin war nicht aufgrund einer tariflichen Regelung, sondern
allein nach § 1 Darlehensvertrag verpflichtet, dem Beklagten ein Darlehen zur
Verfigung zu stellen. Der Anspruch auf das Darlehen und der Anspruch auf
Rickzahlung des Darlehens bei Falligkeit beruhen damit nicht auf einer tarifver-
traglichen Grundlage. Die tariflichen Ausschlussfristen in § 24 Abs. 1 MTV Nr. 6
erstrecken sich deshalb nicht auf den Rickerstattungsanspruch des Klagers.

Il Der Beklagte ist auch nicht mangels ausreichender Aufklarung Uber die
mit dem Abschluss des Darlehensvertrags verbundenen Risiken von der Ver-
pflichtung zur Riickzahlung des Darlehens befreit. Es kann dahinstehen, ob hier
Uberhaupt eine Aufklarungspflicht bestand (fiir das Bestehen einer solchen
Pflicht bei Gewéhrung des Darlehens unter Bindung an einen bestimmten, im
Interesse des Arbeitgebers liegenden Verwendungszweck BAG 4. Oktober
2005 - 9 AZR 598/04 - Rn. 58, BAGE 116, 104). Entgegen der Auffassung des
Arbeitsgerichts ist der Beklagte mit der Informationsschrift vor Zeichnung seines
Anteils bei der AMB Uber die besonderen Risiken einer Darlehensfinanzierung
der Mitarbeiterbeteiligung im Falle der Insolvenz der Schuldnerin hinreichend
informiert und aufgeklart worden. Er ist in Ziff. 3.1 Informationsschrift unter der
fettgedruckten und damit vom Schriftbild her deutlich hervorgehobenen Uber-
schrift ,Insolvenzrisiko“ unmissverstandlich darauf hingewiesen worden, dass
im Falle des Konkurses die Beteiligung an der AMB wertlos werden und er das

eingezahlte Kapital ganz oder gréftenteils verlieren kann.

V. Schliel3lich ist der Anspruch des Klagers auf Riickzahlung des Dar-
lehens auch nicht durch die vom Beklagten hilfsweise erklarte Aufrechnung
erloschen (§ 389 BGB).

1. Ohne Erfolg erklart der Beklagte die Aufrechnung mit seinem Schaden-
ersatzanspruch aus § 113 Satz 3 InsO in H6he des Unterschiedsbetrags zwi-
schen dem ihm fir die Monate April bis Dezember 2004 gezahlten Arbeits-
losengeld und dem ihm fiir diese neun Monate aufgrund der Beschaftigungs-
garantie zustehenden Nettogehalt. Zwar hat der Klager das Arbeitsverhaltnis
ungeachtet des tariflich bis zum 31. Dezember 2004 vereinbarten Ausschlusses
betriebsbedingter Kiindigungen bereits zum 31. Marz 2004 gekindigt (vgl. zum
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Schadenersatzanspruch des Arbeitnehmers aufgrund vorzeitiger Beendigung
des Arbeitsverhdéltnisses in der Insolvenz Senat 25. April 2007 - 6 AZR 622/06 -
BAGE 122, 197). Der Anspruch des Beklagten ist aber frihestens mit dem
Zugang der Kindigung vom 25. Dezember 2003 und damit nach der Eréffnung
des Insolvenzverfahrens am 17. Dezember 2003 entstanden. Die §§ 94 ff. InsO
erhalten jedoch lediglich eine bereits bei Eréffnung des Insolvenzverfahrens
bestehende Aufrechnungslage. Entsteht die Gegenforderung des Insolvenz-
glaubigers erst, nachdem die Forderung der Masse fallig geworden ist, kann der
Insolvenzglaubiger nicht aufrechnen. Geschitzt ist nur die bis zur Eréffnung des
Insolvenzverfahrens in nicht anfechtbarer Weise erworbene Aufrechnungs-
befugnis (Kayser in HK/InsO 5. Aufl. § 94 Rn. 2).

2. Auch mit seinem Anspruch auf das Auseinandersetzungsguthaben 41
kann der Beklagte nicht aufrechnen. Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs
vom 29. Juni 2004 (- IX ZR 147/03 - BGHZ 160, 1), wonach der Ausschluss der
Aufrechnung nach § 95 Abs. 1 Satz 3 InsO nicht auf Falle anwendbar ist, in

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]

denen zunéchst lediglich die Forderung der Masse bedingt oder nicht fallig war,

&

hilft dem Beklagten nicht weiter. Anders als in jenem Fall, Gber den der Bun-
desgerichtshof am 29. Juni 2004 zu entscheiden hatte, war der Anspruch des
Beklagten auf das Auseinandersetzungsguthaben zum Zeitpunkt der Eréffnung
des Insolvenzverfahrens nicht fallig. Abgesehen davon fehlt es an der Gegen-
seitigkeit der Forderungen (§ 387 BGB). Der Beklagte ist zwar Schuldner der
Hauptforderung und Glaubiger der Gegenforderung, der Klager jedoch nicht

DYIN J B8 §§ Yoru urquareq
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Schuldner der Gegenforderung.

3. SchlieBlich rechnet der Beklagte auch ohne Erfolg mit einem ,Anspruch 42
auf Abfindung gemal Regelabfindung“ und mit einem Anspruch auf Zahlung
eines um 9.990,83 Euro héheren Entgelts fur die Jahre 1998 bis 2003 auf. Der
Beklagte hat keinen Anspruch auf eine ,Regelabfindung“. Soweit der Beklagte
Entgeltdifferenzen fur die Jahre 1998 bis 2003 geltend macht, steht der Auf-
rechnung wiederum entgegen, dass ein etwaiger Anspruch des Beklagten
jedenfalls erst nach der Eréffnung des Insolvenzverfahrens entstanden und

fallig geworden ware.
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Matthias Prinz

Rechtsanwalt
-18 - 6 AZR 593/07
V. Gemall §4 Ziff. 1 Darlehensvertrag stehen dem Klager die be-

anspruchten Zinsen in Héhe von 6 % p.a. zu.

VI. Der Beklagte hat gemaR § 91 Abs. 1 ZPO die Kosten des Rechtsstreits

zu tragen.

Fischermeier Brihler Spelge

Kapitza Koch

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

43

44

1ZINYPsa8 HYIN JF eLY §§ YOrU JUeqUIIE(] S[e PUls SUN[WWESS[12}11() P J[I2], YoNY :SIOMUIH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	,.§9

	,.§6

	Entscheidungsgründe



